
 

 

L 32 

Beteiligung Bremens an der Brückenkomponente Albanien 

Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU  

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Gründe haben Bremen veranlasst, an diesem Programm, an dem nur 12 
Bundesländer beteiligt sind, teilzunehmen und anhand welcher Kriterien wird die 
Notwendigkeit der Teilnahme Bremens durch wen bewertet? 

 
2. Wie wird verhindert, dass Menschen gezielt nach Deutschland und/oder in eines 

dieser 12 Bundesländer einreisen, um das Programm für die Rückkehr zu nutzen?  
 
3. Führt die Teilnahme an diesem Programm zu einer verstärkten Einreise albani-

scher Staatsangehöriger nach Bremen und welchen Finanzierungsanteil hatte 
Bremen seit der Einführung des Programms im April 2021 jährlich zu tragen? (Bitte 
die Kosten aufschlüsseln) 

Zur Frage 1:  
Gründe für die Teilnahme an dem Programm, an dem nur vier von 16 Ländern sich 
nicht beteiligen, waren der verstärkte Zugang von Schutzsuchenden – insbesondere 
aus Albanien – im Jahr 2021 bei gleichzeitig verknappten Aufnahmekapazitäten 
durch die erforderlichen Abstands-Regelungen angesichts der Corona-Pandemie. 

Schutzsuchende aus Albanien streben in aller Regel den Status der Duldung an. Dul-
dungsverfahren sind oft langwierig, insbesondere, wenn der Rechtsweg beschritten 
wird. Die Betreffenden verbleiben – zumindest bis zu einem Urteil in der letzten In-
stanz – über viele Monate oder teils über Jahre in der Stadtgemeinde Bremen und 
werden im hiesigen Unterbringungssystem versorgt. Die Umverteilung zur gleichmä-
ßigen Aufnahme Schutzsuchender unter den Ländern ist in diesen Fällen regelmäßig 
ausgeschlossen, die Menschen bleiben also über die Quote hinaus auch dann in 
Bremen, wenn das Land seine Aufnahmeverpflichtung nach dem Königsteiner 
Schlüssel bereits erfüllt hat. Die lange Verfahrensdauer ist zudem belastend für die 
Menschen, die lange Zeit nicht wissen, in welchem Land sie ihr weiteres Leben ge-
stalten werden.  

Das Programm „Brückenkomponente Albanien“ ist daher ein Angebot, das im Einzel-
fall die Entscheidung erleichtern kann, im Herkunftsland wieder fußzufassen. Der Se-
nat sieht es auf der anderen Seite als geeignet an, das Unterbringungssystem der 
Stadtgemeinde Bremen zu entlasten und Kosten für Aufenthalt und Unterkunft zu 
senken. 

Zur Frage 2:  
Der Zugang zum Programm wird eingeschränkt durch Förderkriterien, die zwischen 
Bund und Ländern abgestimmt sind. Voraussetzung für die Inanspruchnahme ist un-
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ter anderem ein dauerhafter Aufenthalt von mindestens drei Monaten. Ausschlusskri-
terium ist auf der anderen Seite eine Langzeitduldung. Ob und in welchem Umfang 
gefördert wird, legen geschulte Mitarbeitende im Rahmen einer individuellen Rück-
kehrberatung fest. Um Mitnahmeeffekten entgegenzuwirken, beobachten Bund und 
Länder zudem die Zugangsbewegungen. In diesem Zuge hat Bremen im Jahr 2022 
die Anzahl der Förderungen beschränkt. 

Zur Frage 3:  
Unmittelbare Rückschlüsse auf die Wirkung des Programms sind nicht möglich, weil 
die Ursachen für Migration sehr vielfältig sind und immer gewissen Schwankungen 
unterliegen. Die Zahl der Zugänge aus Albanien gestaltet sich wie folgt: Im Jahr 2021 
haben 1.125 Personen um Aufnahme in Bremen ersucht, im Jahr 2022 waren es 
651, im Jahr 2023 sank die Zahl auf 173 und in den ersten acht Monaten des Jahres 
2024 auf 95. 

Im Jahr 2021 hat das Land Bremen rund 1.500 Euro als Eigenanteil an dem von 
Bund und Ländern finanzierten Programms aufgewendet, im Jahre 2022 waren es 
rund 85.000 Euro, in 2023 44.000 Euro und im Jahr 2024 bis Ende August rund 
5.000 Euro. 


